
 
 

       AMTSBLATT 
   für den Hochsauerlandkreis 

51. Jahrgang Herausgegeben zu Meschede am 23.06.2025 Nummer 15 
 
 
HERAUSGEBER: 
 
Der Landrat des Hochsauerlandkreises, Steinstraße 27, Meschede, 
Telefon: 0291/94-1451     Fax: 0291/94-26116     E-Mail: post@hochsauerlandkreis.de 
 
BEZUGSMÖGLICHKEITEN: 
 
Das Amtsblatt ist unentgeltlich und einzeln beim Herausgeber erhältlich. 

Weiterhin wird das Amtsblatt in den Kreishäusern des Hochsauerlandkreises in Arnsberg, Eich-
holzstraße 9 und in Brilon, Am Rothaarsteig 1 sowie bei den Stadt-/Gemeindeverwaltungen ab-
gegeben. 

Das Amtsblatt wird auch im Internet zur Verfügung gestellt. Der Zugang ergibt sich über die Home-
page des Hochsauerlandkreises (www.hochsauerlandkreis.de) und dort unter der Rubrik „Politik 
und Verwaltung“ / „Amtsblätter". 
 
LFD. 
NR. INHALT SEITE 

161 Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung Nr. 02/2025 zur Anordnung des ver-
stärkten Monitorings bei Wildschweinen zur Früherkennung der Afrikanischen 
Schweinepest (ASP) im Hochsauerlandkreis außerhalb der infizierten Zone vom 
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161 TIERSEUCHENRECHTLICHE ALLGEMEINVERFÜGUNG NR. 02/2025 ZUR ANORDNUNG DES 
VER-STÄRKTEN MONITORINGS BEI WILDSCHWEINEN ZUR FRÜHERKENNUNG DER AFRIKA-
NISCHEN SCHWEINEPEST (ASP) IM HOCHSAUERLANDKREIS AUßERHALB DER INFIZIERTEN 
ZONE VOM 23. JUNI 2025 

 
Zum Schutz gegen die Afrikanische Schweinepest wird Folgendes verfügt: 
 
I. Gem. Artikel 26 Abs. 1 und 2 sowie Artikel 27 Verordnung (EU) Nr. 2016/429 i.V.m. § 38 Abs. 11 i.V.m 

§ 10 Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) wird hiermit angeordnet, dass Jagdausübungsberechtigte von 
jedem auf dem Gebiet des Hochsauerlandkreises außerhalb der infizierten Zone erlegtem oder verun-
falltem Wildschwein unmittelbar eine Blutprobe zur Untersuchung auf Afrikanische Schweinepest zu 
entnehmen und nach vorheriger Kennzeichnung mittels einer Wildmarke mit dem dazugehörigen Pro-
benbegleitschein unter Angabe des Probennehmers und seiner telefonischen Erreichbarkeit dem Vete-
rinäramt des Hochsauerlandkreises zuzuleiten haben (verstärktes Monitoring). 

 
Das Gebiet für das verstärkte Monitoring ist aus der folgenden Karte ersichtlich und schraffiert dargestellt. 

Eine entsprechende interaktive Karte ist auf der Homepage des Hochsauerlandkreises unter folgendem Link 
zu finden: 
https://www.hochsauerlandkreis.de/hochsauerlandkreis/buergerservice/tierhaltung/lebensmittel/tiergesund-
heit/-seuchenbekaempfung 
 
Hinweis: 
Verendet aufgefundene Wildschweine sind unverzüglich dem Veterinäramt des Hochsauerlandkreises unter 
Angabe der genauen Koordinaten des Fundortes sowie der Anschrift und Telefonnummer der meldenden 
Person an folgende E-Mail-Adresse mitzuteilen: asp.fundmeldung@hochsauerlandkreis.de 
 
II. Gem. § 80 Absatz 2 Ziffer. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird die sofortige Vollziehung für 

die unter I. aufgeführten Anordnungen in besonderem öffentlichen Interesse angeordnet. 
 
III. Nach § 41 Absatz 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG NRW) bestimme ich hiermit, 

dass diese Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung am 24 Juni 2025 und damit einen Tag nach der 
öffentlichen Bekanntmachung als bekannt gemacht gilt. 

 
Somit tritt diese Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung am 24. Juni 2025 in Kraft. 

https://www.hochsauerlandkreis.de/hochsauerlandkreis/buergerservice/tierhaltung/lebensmittel/tiergesundheit/-seuchenbekaempfung
https://www.hochsauerlandkreis.de/hochsauerlandkreis/buergerservice/tierhaltung/lebensmittel/tiergesundheit/-seuchenbekaempfung


 

245 
 

Begründung zu I. 
 
Im Kreis Olpe wurde am 14.06.2025 die Afrikanische Schweinepest bei einem Wildschwein festgestellt. Mit 
meiner Allgemeinverfügung 01/2025 vom 16.06.2025 wurde eine infizierte Zone im Hochsauerlandkreis fest-
gelegt. Um eine Früherkennung der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen außerhalb der infizierten 
Zone des Hochsauerlandkreises zu erhalten, ist eine verstärkte Monitoring-Beprobung erforderlich.  
 
Gemäß Art. 26 der VO (EU) 2016/429 führt die zuständige Behörde eine Überwachung zur Feststellung des 
Auftretens der gelisteten Seuchen wie u.a. der Afrikanischen Schweinepest durch. Nach Art. 27 der VO (EU) 
2016/429 muss eine solche „Früherkennung“ angemessen als auch verhältnismäßig sein. 
 
Die zuständige Behörde, hier das Veterinäramt des Hochsauerlandkreises, kann nach § 38 Abs. 11 i. V. m. § 
10 TierGesG zur Vorbeugung vor Tierseuchen und deren Bekämpfung eine Verfügung erlassen. 
 
Bei der ASP handelt es sich um eine schwerwiegende, meist tödlich verlaufende Allgemeinerkrankung der 
Haus- und Wildschweine, welche die sofortige Anordnung der notwendigen Bekämpfungsmaßnahmen erfor-
derlich macht. Um eine weitere Ausbreitung der ASP in andere, noch seuchenfreie Gebiete zu verhindern, 
können die oben genannten Maßnahmen angeordnet werden. Ziel ist die Eindämmung der ASP in der Wild-
schweinpopulation sowie die Verhinderung des Übergreifens der ASP auf Hausschweinbestände. Bei einer 
weiteren Ausbreitung besteht die Gefahr großer wirtschaftlicher Schäden, insbesondere im Hinblick auf Han-
delssanktionen, nicht nur für die betroffenen Betriebe, sondern für ganz Deutschland. 
 
Die mit dieser Allgemeinverfügung angeordneten Maßnahmen gehen über das bislang durchgeführte Monito-
ring hinaus. In der aktuellen Situation kommt der Früherkennung des Eintrags der ASP in die Wildschweinpo-
pulation in bisher ASP-freie Gebiete eine erhebliche Bedeutung zu, da die schnellstmögliche Erkennung eine 
wesentliche Voraussetzung für wirksame und effektive Bekämpfungsmaßnahmen ist. Die Maßnahmen wurden 
unter Berücksichtigung des mir eingeräumten Ermessens sowie des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit im 
Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften getroffen. Andere, ggf. mildere Möglichkeiten, welche die Ein-
schleppung und Ausbreitung der Tierseuche innerhalb des Hochsauerlandkreises effektiv verhindern können, 
sind nicht vorhanden. Die aufgegebenen Bestimmungen sind erforderlich, geeignet und angemessen, um die 
Gefahr des Eintrags, der Ausbreitung und Verschleppung dieser Tierseuche zu vermeiden bzw. auf ein Min-
destmaß zu reduzieren. Die unmittelbare Eintrags-, Ausbreitungs- und Verschleppungsgefahr ergibt sich aus 
der leichten Übertragung des Erregers und der hohen Erkrankungsrate.  
 
Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung (zu II.): 
 
Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 4 der VwGO wurde unter II. die sofortige Vollziehung der unter I. verfügten 
Maßnahmen im öffentlichen Interesse angeordnet. Eine Klage gegen diese Tierseuchenrechtliche Allgemein-
verfügung hätte somit keine aufschiebende Wirkung.  
 
Ein besonderes öffentliches Interesse für die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist hier gegeben, da die 
Ausbreitung der Afrikanische Schweinepest und somit die Gefahr von tiergesundheitlichen wie auch wirtschaft-
lichen Folgen sofort erkannt und unterbunden werden muss.  
 
Die Maßnahme dient dem Schutz sehr hoher Rechtsgüter. Die Gefahr der Weiterverbreitung der Seuche und 
der damit verbundene wirtschaftliche Schaden sind höher einzuschätzen als persönliche Interessen an der 
aufschiebenden Wirkung als Folge eines eingelegten Rechtsbehelfs. Die aufschiebende Wirkung der Anfech-
tung der angeordneten eilbedürftigen Maßnahmen würde bedeuten, dass anderenfalls die kurzfristige Fest-
stellung des Ausbruchs und damit eine wirksame Bekämpfung der Tierseuche nicht mehr gewährleistet wäre. 
 
Begründung zu III.: 
 
Nach § 41 Absatz 4 Satz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG NRW) gilt ein Verwaltungsakt zwei 
Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben und damit i.S.v. § 43 Absatz 1 VwVfG 
NRW als wirksam.  
 
Gem. § 41 Absatz 4 Satz 4 VwVfG kann in einer Allgemeinverfügung wie dieser allerdings ein davon abwei-
chender Tag, frühestens jedoch der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Aufgrund der 
Eilbedürftigkeit und zur Verhütung der Weiterverbreitung der Afrikanischen Schweinepest wurde von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht. 
 
Damit gilt diese tierseuchenbehördliche Allgemeinverfügung am 24. Juni 2025 und damit einen Tag nach der 
öffentlichen Bekanntmachung als bekannt gegeben und tritt am 24. Juni 2025 in Kraft. 
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Ihre Rechte (Rechtsbehelfsbelehrung): 
 
Gegen diesen Bescheid können Sie vor dem Verwaltungsgericht Arnsberg, 59821 Arnsberg, Jägerstraße 1, 
binnen eines Monats nach Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift des/der Urkundenbeamten/in der Ge-
schäftsstelle Klage erheben. 
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet 
sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigne-
ten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die tech-
nischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 
3803). 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben werden. 
 
Wird die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben, soll die angefochtene Verfügung in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
1.) Weitere Informationen zu der o.a. ERVV erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 

 
2.) Eine Klageerhebung hätte gem. § 80 Abs. 2 Satz 1 Zff. 4 VwGO aufgrund der angeordneten sofortigen 

Vollziehung keine aufschiebende Wirkung und würde den betroffenen Personenkreis daher nicht von 
der Pflicht zur Beachtung bzw. Befolgung dieser Verfügung entbinden. 
 
Das Verwaltungsgericht Arnsberg kann die aufschiebende Wirkung der Klage auf Antrag wiederherstel-
len. Ein derartiger Antrag wäre beim Verwaltungsgericht in 59821 Arnsberg, Jägerstraße 1, zu stellen. 
Diesem sollen zwei Kopien des entsprechenden Schriftsatzes beigefügt werden. Der Antrag kann auch 
bei der Geschäftsstelle des Verwaltungsgerichts in Arnsberg zu Protokoll gegeben werden. 

 
Im Auftrag: 
gez.  
Hellwinkel 
 

http://www.justiz.de/

